25. OKTOBER 1919 - Gesetz über die Verpfändung des Handelsgeschäfts, die Diskon​tierung und Verpfändung der Rechnung und die Annahme und Prüfung der unmittelbar für den Verbrauch erfolgten Lieferungen

Konsolidierung
Im Belgischen Staatsblatt vom 18. Oktober 2011 ist die deutsche Übersetzung dieses Gesetzes als inoffizielle Koordinierung veröffentlicht worden, und zwar unter Berücksichtigung der Abänderungen durch:
- den Königlichen Erlass Nr. 65 vom 13. Januar 1935 zur Einführung eines Eilverfahrens beim Friedensgericht, wenn der Betrag der Hauptklage den Satz der letzten Instanz nicht übersteigt,

- den Königlichen Erlass Nr. 282 vom 30. März 1936 zur Abänderung des Gesetzes vom 25. Oktober 1919 über den Berufskredit zugunsten des handel- und gewerbetreibenden Kleinbürgertums,

- das Gesetz vom 31. März 1958 über die Indossierung der Rechnung,

- das Gesetz vom 22. März 1993 über den Status und die Kontrolle der Kreditinstitute,

- das Gesetz vom 6. Juli 1994 zur Abänderung des Gesetzes vom 17. Juni 1991 zur Organisation des öffentlichen Kreditsektors und des Besitzes der Beteiligungen des öffentlichen Sektors an bestimmten privatrechtlichen Finanzgesellschaften und des Gesetzes vom 22. März 1993 über den Status und die Kontrolle der Kreditinstitute,

- das Gesetz vom 9. Februar 1995 zur Abänderung des Hypothekengesetzes vom 16. Dezem​ber 1851,

- das Gesetz vom 30. Dezember 2009 zur Festlegung verschiedener Bestimmungen im Be​reich der Justiz (II).
Die vorliegende Konsolidierung enthält darüber hinaus die Abänderungen, die nach dem 30. Dezember 2009 vorgenommen worden sind durch:
- das Gesetz vom 11. Juli 2013 zur Abänderung des Zivilgesetzbuches, was die dinglichen Sicherheiten auf beweglichen Gütern betrifft, und zur Aufhebung verschiedener Bestimmungen in diesem Bereich (Belgisches Staatsblatt vom 14. August 2013),
- die Artikel 84 bis 86 des Gesetzes vom 21. Dezember 2013 zur Festlegung verschiedener steuerrechtlicher und finanzieller Bestimmungen (II) (Belgisches Staatsblatt vom 19. August 2014),
- Artikel 119 des Gesetzes vom 11. Juli 2018 im Rahmen der Integration der Hypothekenämter in die Ver​waltung Rechtssicherheit der Generalverwaltung Vermögensdokumentation des Föde​ralen Öffentlichen Dienstes Finanzen und der neuen Organisation und Verteilung der Zuständigkeiten innerhalb der Verwaltung Rechtssicherheit (Belgisches Staatsblatt vom 14. Februar 2020).

Diese Konsolidierung ist von der Zentralen Dienststelle für Deutsche Übersetzungen in Malmedy erstellt worden.
FÖDERALER ÖFFENTLICHER DIENST INNERES

25. OKTOBER 1919 - [Gesetz über die Verpfändung des Handelsgeschäfts, die Diskon​tierung und Verpfändung der Rechnung und die Annahme und Prüfung der unmittelbar für den Verbrauch erfolgten Lieferungen]
[Überschrift ersetzt durch Art. 1 des K.E. Nr. 282 vom 30. März 1936 (B.S. vom 7. April 1936)]

KAPITEL 1 - Verpfändung des Handelsgeschäfts

Artikel 1 - 12 - [...]

[Art. 1 bis 12 aufgehoben durch Art. 105 des G. vom 11. Juli 2013 (B.S. vom 2. August 2013)]


[Art. 12bis - Der König kann:


1. für die von Ihm bestimmten Kategorien von authentischen Urkunden, die für die Bekanntmachung der Verpfändung des Handelsgeschäfts bestimmt sind:


a) die Bedingungen, die diese authentischen Urkunden erfüllen müssen, sowie die materiellen Formen dieser Bekanntmachung festlegen; insbesondere kann Er die Benutzung von Formularen vorschreiben, deren Muster der Minister der Finanzen bestimmt,


b) bestimmen, dass diese authentischen Urkunden auf entmaterialisierte Weise vorgelegt werden können oder müssen, sowie die Modalitäten für ihre Vorlage und für die Formalität dieser Bekanntmachung festlegen. Zu diesem Zweck kann Er von den Bestim​mungen der Artikel 4, 4bis und 5 Absatz 1 abweichen,


c) bestimmen, dass im Falle einer entmaterialisierten Vorlage dieser authentischen Urkunden diese Vorlage unter Angabe von strukturierten Metadaten mit Bezug auf das jeweilige Dokument erfolgen muss; diese Metadaten umfassen insbesondere für jede Partei der Urkunde: deren Erkennungsnummer des Nationalregisters oder deren Erkennungsnummer des Bis-Registers, die in Anwendung von Artikel 4 § 2 des Gesetzes vom 15. Januar 1990 über die Errichtung und Organisation einer Zentralen Datenbank der sozialen Sicherheit zugeteilt worden ist, oder - für eine juristische Person - deren Unternehmensnummer, wie erwähnt in Artikel 5 des Gesetzes vom 16. Januar 2003 zur Schaffung einer Zentralen Datenbank der Unternehmen, zur Modernisierung des Handelsregisters, zur Schaffung von zugelassenen Unternehmensschaltern und zur Festlegung verschiedener Bestimmungen,


2. die materiellen Formen und den Inhalt jeglicher Beantragung von Abschriften oder Bescheinigungen festlegen; Er kann die Benutzung von Formularen vorschreiben, deren Muster der Minister der Finanzen bestimmt; der König kann für die von Ihm bestimmten Anträge oder Kategorien von Anträgen bestimmen, dass sie auf entmaterialisierte Weise eingereicht werden können oder müssen, sowie die Modalitäten ihrer Einreichung festlegen,


3. die Formbedingungen für die [von der Generalverwaltung Vermögensdoku​mentation] ausgestellten Ab​schriften oder Bescheinigungen festlegen; der König kann festlegen, dass die von Ihm bestimmten Abschriften oder Bescheinigungen auf entmaterialisierte Weise ausgestellt werden können oder müssen, sowie die Modalitäten ihrer Ausstellung festlegen.]

[Art. 12bis eingefügt durch Art. 86 des G. vom 21. Dezember 2013 (B.S. vom 31. Dezember 2013); einziger Absatz Nr. 3 abgeändert durch Art. 119 des G. vom 11. Juli 2018 (B.S. vom 20. Juli 2018)]
KAPITEL 2 - [Indossierung der Rechnung
[Kapitel 2 mit den früheren Artikeln 13 bis 15 ersetzt durch Kapitel 2 mit den Artikeln 13 bis 16 durch Art. 1 des G. vom 31. März 1958 (B.S. vom 27. April 1958)]


Art. 13 - Forderungen aus beruflichen, gewerblichen oder zivilen Tätigkeiten, die gewöhnlich durch eine Rechnung festgestellt werden, dürfen abgetreten oder verpfändet werden durch Indossierung dieser Rechnung oder einer beglaubigten Abschrift davon.


Auf der Rechnung müssen Datum, Identität des Gläubigers und des Schuldners und Preis für jede Lieferung oder Leistung, die der Forderung zugrunde liegt, und der diesbe​zügliche Gesamtbetrag vermerkt sein.


Art. 14 - Zur Vermeidung der Nichtigkeit muss ein Indossament:


a) den Vermerk des Namens des Indossatars enthalten,


b) vom Indossant datiert und unterzeichnet sein,


c) wenn es eine Verpfändung darstellt, diesbezüglich einen ausdrücklichen Vermerk enthalten.


Art. 15 - [Ein Indossament ist nur gültig, wenn es ursprünglich zugunsten von Kreditinstituten, denen in einem Mitgliedstaat der Europäischen Gemeinschaft eine Zulassung erteilt wurde, und durch Königlichen Erlass bestimmten Finanzinstituten erfolgt.]


Aufeinanderfolgende Indossierungen sind verboten.

[Art. 15 Abs. 1 ersetzt durch Art. 132 Nr. 2 des G. vom 22. März 1993 (B.S. vom 19. April 1993)]


Art. 16 - [Eine Indossierung der Rechnung wird dem Schuldner durch schriftliche Mitteilung der Indossierung notifiziert. In dieser Mitteilung ist vermerkt, dass der Schuldner ab ihrem Erhalt seine Schuld nur zu Händen des Indossatars rechtsgültig begleichen kann.


Abtretung und Verpfändung der Forderung sind allein aufgrund der Indossierung der Rechnung Dritten gegenüber wirksam.


Artikel 1690 Absatz 3 und 4 des Zivilgesetzbuches findet Anwendung.]]

[Art. 16 ersetzt durch Art. 8 des G. vom 6. Juli 1994 (B.S. vom 15. Juli 1994)]


Art. 17 - [...]

[Art. 17 aufgehoben durch Art. 2 des G. vom 31. März 1958 (B.S. vom 27. April 1958)]
KAPITEL 3 - Prüfung

Art. 18 - Waren und verarbeitete Erzeugnisse, die von unmittelbar für den Verbrauch liefernden Einzelhändlern und Gewerbetreibenden geliefert werden, gelten als angenommen, wenn innerhalb einer Frist von einem Monat ab der Lieferung weder schriftliche Bemer​kungen gemacht wurden noch eine Prüfung gefordert wurde.


Die Frist wird unterbrochen, wenn Reparaturen oder Nachbesserungen vorgenommen werden, sie läuft jedoch erneut nach Abschluss dieser Reparaturen oder Nachbesserungen.


Art. 19 - Die Prüfung kann durch einfachen an den Präsidenten des Handelsgerichts gerichteten Antrag beantragt werden. Der Beschluss ist bei Vorlage der Urschrift voll​streckbar. Eine Abschrift wird der anderen Partei mit Vermerk des Tags, des Orts und der Uhrzeit der Prüfung per Einschreiben übermittelt.


Art. 20 - Der Einspruch wird vor den Präsidenten gebracht, der die Parteien per einfachen Brief vorladen lässt.

[KAPITEL 4 - [...]

[Kapitel 4 mit den Artikeln 21 bis 25 aufgehoben durch Art. 2 des K.E. Nr. 65 vom 13. Januar 1935 (B.S. vom 20. Januar 1935)]


Art. 21 - 25 - [...]]

